
1lW -AJ0 fib 
• HAUPTVERBAND DER ÖSTERREICHISCHEN SOZIAL VERSICHERUNGSTRÄGER 

~ 1031 WIEN KUNDMANNGASSE 21 POSTfACH 600 TEL. 0222f711 32 TELEX 136682 hvsvt a TELEfAX 711 323777 DVR 0024279 

KI.1203/DW 

ZI. 12-42.05/92 Rf/En Wien, 7. April 1992 

An das r ..- --- -.~--------., 
Präsidium des NationaJrates ! -Ci. ~~~~.~=1Jt~~:~f.t. 
Parlament . ~jj)tum; 9. APR. 1992 
1017 Wien 

Verteilt i11l P, , ''.->''':W_~ 
..... " ............. ;;.; .... : .................... ~.I •••. a.... _____ -'--..,.,~~~ 

;n -1) vy}( 

Betr.: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Arbeitslosen­
versicherungsgesetz 1977 und das Sonderunterstützungs­
gesetz geändert werden. 

Bezug: Schreiben des Bundesministeriums tür Arbeit und Soziales 
an den Hauptverband vom 27. Februar 1992, 
ZI. 37.001/28-3/91 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat uns ersucht, Ihnen 

25 Ausfertigungen unserer Stellungnahme zu übersenden. 

Wir übermitteln Ihnen hiemit die erbete Kopien. 

Beilagen 
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• HAU l"l'VEI{ BAN D DEI{ ÖSTERI{EI CHISCHEN SOZIAL VERSICHERUNGSTRÄGER 

~ 1031 WIEN KUNDMANNGASSE 21 POSTFACH 600 TEl. 02221711 32 TELEX 136602 hVSVI a TELEFAX 711 323777 OVR 0024279 

KI. 12030W 

ZI. 12-42.05/92 AflEn 

An das 
Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales 

Stubenring 1 
1010 Wien 

Wien, 7. April 1992 

Betr.: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Arbeitslosen­
versicherungsgesetz 1977 und das Sonderunterstützungs­
gesetz geändert werden 

Bezug: Ihr Schreiben vom 27. Februar 1992, ZI. 37001/28-3/91 

Der Hauptverbqnd erhebt gegen den vorliegenden Gesetzesentwurf 

keine grundsätzlichen Einwände. 

Zu den folgenden Bestimmungen sei jedoch folgendes angemerkt: 

a) Zu Art. I Z. 26 des Entwurfes (§ 41 Abs. 5 AIVG) 

Aufgrund dieser Bestimmung sollen Leistungen der Krankenversiche­

rung direkt aus Mitteln der Arbeitslosenversicherung getragen werden, wenn 

ein Antragsteller auf Leistungen der Arbeitslosenversicherung vom Krankenver­

sicherungsträger bzw. einem Spital zum Ersatz von Kosten für erbrachte Lei­

stungen in Anspruch genommen wird, weil vom Arbeitsamt zwar ein Kranken­

schein ausgestellt wurde, diesem jedoch mangels Anspruch auf Leistung aus 

der Arbeitslosenversicherung kein Versicherungsschutz zugrunde lag. Die Zah­

lung soll auf Antrag des Arbeitslosen direkt an die Stelle, welche den Kostener­

satz begehrt hat, erfolgen. 

Der Hauptverband begrüßt diese Neuregelung, da hiedurch in den 

genannten Fällen die Möglichkeit einer direkten Abrechnung zwischen Landes­

arbeitsamt und Krankenversicherungsträger geschaffen wird. 
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Es ist aber weder dem Gesetzestext, noch den Erläuterungen zu ent­

nehmen, in welcher Beziehung diese Bestimmung zu § 107 ASVG stehen soll. 

Die Rückforderung zu Unrecht erbrachter Leistungen durch den Ver­

sicherungsträger vom Zahlungsempfänger bzw. vom Leistungsempfänger ge­

mäß § 107 ist nur unter bestimmten Voraussetzungen zulässig, die in vielen 

Fällen trotz fehlender Anspruchsgrundlage nicht erfüllt sind. 

Es wäre daher überlegenswert, die gegenständliche Regelung des 

Entwurfes dahin zu ergänzen, daß bei einer ungerechtfertigten'lnanspruchnah­

me einer Leistung aus der gesetzlichen Krankenversicherung durch den Ar­

beitslosen im gegebenen Zusammenhang jedenfalls ohne Rücksicht auf 

§ 107 ASVG die Kosten von der Arbeitslosenversicherung zu tragen sind. 

Überdies sollte zur Verwaltungsvereinfachung auch der Versiche­

rungsträger dazu berechtigt sein, einen ~ntrag auf Rückersatz beim Landesar­

beitsamt einzubringen. Hiedurch könnte auch sichergestellt werden, daß die 

vorgeschlagene Abrechnung zwischen Krankenversicherungsträger und Ar­

beitsamt auch dann stattfindet, wenn der Arbeitslose an der AntragsteIlung ver­

hindert oder unbekannten Aufenthaltes ist. 

b) Zu Art. I Z. 27 des Entwurfes (§ 44 Abs. 2 AIVG) 

Durch diese Bestimmung wird geregelt, welches Arbeitsamt zuständig 

ist, wenn aufgrund internationaler Verträge bei einem Wohnsitz im Ausland der 

Bezug von Arbeitslosengeld oder Notstandshilfe zulässig ist. 

Sollte daher in diesen Fällen auch ein Krankenversicherungsschutz 

gemäß § 40 AIVG gegeben sein, müßte in dieser Bestimmung festgelegt wer­

den, welche Gebietskrankenkasse zuständig ist, wenn der Leistungsbezieher 

seinen Wohnsitz im Ausland hat (vgl. § 40 Abs. 1 AIVG). 

c) Zu Art. I Z. 10 des Entwurfes (§ 22 Abs. 3 AIVG) und 

zu Art. 11 Z. 1 des Entwurfes (§ 4 Sonderunterstützungsgesetz) 

In diesen Bestimmungen ist vorgesehen, daß bei Bezug einer auslän­

dischen Alterspension oder Altersrente mindestens in der Höhe des Aus­

gleichszulagenrichtsatzes kein Anspruch auf Arbeitslosengeld gegeben ist und 

die Sonderunterstützung lediglich bis zum Anfall der ausländischen Leistung 

gebührt. 
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Diese vorgeschlagene Regelung hätte zur Folge, daß bei einer Inan­

spruchnahme einer ausländischen Pension oder Rente die im Vergleich zum 

Ausgleichszulagenrichtsatz zumeist wesentlich höhere Sonderunterstützung 

wegfällt. 

Überdies wäre es möglich, daß die Voraussetzungen für eine vorzeiti­

ge Alterspension wegen Arbeitslosigkeit gemäß § 253a ASVG .aufgrund des 

Wegfalls der Sonderunterstützung nicht erfüllt werden könnten. Werden hinge­

gen die Voraussetzungen für eine inländische Pension erfüllt, so wäre es nicht 

auszuschließen, daß diese Pension geringer als die Sonderunterstützung ist. 

Dies deswegen, da die Schutzbestimmung des § 15 Sonderunterstützungsge­

setz nicht angewendet werden könnte, wenn kein unmittelbarer Anfall der inlän­

dischen Pension im Anschluß an die Sonderunterstützung vorliegt. 

Die Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten hat daher zur Ver­

meidung dieser Verschlechterungen für die Versicherten angeregt, den Bezug 

einer ausländischen Pension oder Rente im Anschluß an eine Sonderunterstüt­

zung einer Geldleistung aus der Arbeitslosenversicherung im Sinne des 

§ 253a ASVG gleichzustellen und § 15 Sonderunterstützungsgesetz entspre­

chend zu modifizieren. 

Dieser Vorschlag wurde damit begründet, daß die Sonderunterstüt­

zung ihrem Zweck nach einer vorgezogenen Pension entspricht und die Betrof­

fenen daher die Leistung im Vertrauen darauf in Anspruch nehmen, daß sie 

diese bis zum Anfall einer Pension aus der Sozialversicherung beziehen wer­

den und diese Pension nicht geringer sein kann als die Sonderunterstützung. 

Sollte dieser Vorschlag nicht verwirklicht werden, so sollte zumindest 

in den Übergangsbestimmungen festgelegt werden, daß die Neuregelungen 

nicht für Personen gelten, die bereits vor Inkrafttreten der Novelle eine Sonder­

unterstützung bezogen haben. 

In diesem Zusammenhang hat die Pensionsversicherungsanstalt der 

Angestellten auch darauf hingewiesen, daß auch der Wegfall des Anspruchs 

auf Arbeitslosenge,l,d negative Folgen für einen Pensionsanspruch haben kann 

(z. B. Entfall des Erwerbs von Ersatzzeiten, Nichterfüllung der Voraussetzungen 

für eine Pension gemäß § 253a ASVG bei Arbeitslosigkeit). 

1/SN-130/ME XVIII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)4 von 13

www.parlament.gv.at



-4-

Abschließend bitten wir Sie neuerlich, unseren Novellierungsvor­

schlag (siehe Beilage) betreffend den Krankenversicherungsschutz von Ar­

beitslosen, deren Leistungsanspruch gemäß § 16 Abs. 1 lit. I AIVG ruht, bei der 

geplanten Novellierung zu berücksichtigen. 

Ihrem Ersuchen entsprechend haben wir 25 Exemplare dieser Stel­

lungnahme an das Präsidium des Nationalrates übermittelt. 

Beilage 
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11 A U 1''1'\' EH BAN I) DEH ÖS'I'EltHEICIIISCII EN SOZIAL\' EHSICII EHUNGSTItA(; EI{ 
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ZI. :32-5-1. 1 ~)U lJ/Mm 

An du::; 
Hlindesmini::)teriliffi für 
Arbeit und Soziales 

Slubellring 1 
1111 () Wien 

Iklr.: Krankcnvcrsieherungsschutz für Personen, 
deren AIl::>prUl:h aufArbeitslu::)cngeld wegen 
LJ rlu ubsabfi nd ung uder U rlaubsentschadi­
gung ruht 

Ikzug: 1>11, Schrei ben vm 8, Juni 1990, 
ZI. :37,()1J3'53-3ai90 

Wien, 16. Augu~t 1990 

lkr Ilauplverband begrüßl die Ab~ichl des do, Bllndesmini::>terium::>, 
delllllÜl'h:;llllil den Intere::)senvcrtretllngen der Dienstnehmer und der Dien::;l­

hL'her weg"t:n einer Novellierung der ein~chlagigen Be::)timmllng'en dc::; Ar­

bei bl(J::;clI ver::>idlI:rtll\g"::;gc::)elzes im Si nne unseres Vorschlages Besprcch U n" 

gell ;tUfZullehlllen, 

Zur Textierung der betreffenden Vorschriften des AIVG 1977 gesla l­
Lel ::)il'h der llauplverband. folgenden Vorschlagzu unterbreiten. 

I. § 40 lautet: 
"§ 4n, Die Bezieher von Leistungen nach die~em Bundesge­

::;dz sind wahrend des Leistungsbezuges bei der Gebiet::)kranken­
kas::;e ihres Wohnortes krankenversichert, desgleichen Perso­
nen, deren Anspruch auf Arbeit:)losengeld gemüß § 16 Ab::). 1 lit.l 
ru h t. Fur die::;c Versicherung gel tell die Vor::;chriften dc::; Allge­
meinen Soziillversicherungsgesetzes über die gesetzliche Kran­
kenvcl'::;ieherung für Ptlichtversicherte, soweit sich nicht aus 
den fulgenden Bestimmungen Abweichendes ergibt." 

~. Dem § 41 A bs.1 wird folgender Satz angefügt: "Das Kranken­
geld bzw . ..»'ol'hengeld gebührt in dieser Höhe auch dann, wenn 
deI" Anspruch auf Arbeitslusengeld gemäU § 16 Abs.l lit.l geruht 
hilL" 
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3. * ·t~ Abs.2 lautet: 
"(2) Als lleitragsgrundlage gilt für Bezieher von Leistungen 

nach diesem Bundesgesetz der doppelte Betrag der bezogenen 
Leistung-. Für Personen, deren Anspruch auf Arbeitslusengeld 
g-emäß § 16 Abs.l liU ruht, gilt als Beitragsgrundlage pro Ka­
lendertag- der gemäß § 44 Abs.6 lit.b des Allgemeinen Sozialver­
sicherullgsg-csetzes genannle,jeweib geltende Betrag." 

~lil diesem Vursl.:hlag·, der an den derzeitigen § 43a AIVG anknüpft. 
wird eine fillanzielle Mehrbelastung des Bundes vermieden, andererseits abt!r 
die Belllessungsgrundlage für das Krankengeld gewahrt, so daß jene Perso­
nen, dereIl Anspruch nuch § 16 Abs.1 lit.! AIVG 1977 ruht, gegenüber den Ar­
beitslosengeldbeziehern nicht benachteiligt sind. Diese Regelung geht zu La­
sten der Gebiet::>krankenkassen, dürfte jedoch nach Ansid1l des LIautpverban­
des nicht sonderlich ins Gewicht fallen. Der Hauptverband behält sich aber 
vor, bei dl'l\ kommenden Beratungen die finanzielle Fnlge, falls sie sich doch 
ab gewichtiger herausstellen sollte, noch zur Sprache zu bringen. 

Der Genyra ~ek tor: 

1.1/ I ~J J-

-. 

1/SN-130/ME XVIII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 7 von 13

www.parlament.gv.at



~. - .: 

REPUBLIK ÖSTERREICH 

BUNDESMINISTERIUM 
I<'ÜR ARBEIT UND SOZIALI<~S 

1010Wlen,den 8. Juni 1990 
Stubennng 1 

37.003/53-3a/90 -, 
Telefon (0222) 711 00 

TeieK I I 1145 oder 1 11780 

DVR: 0017001 

P.S.K.Kto.Nr.5070.004 

Auskunft An den 
Hauptverband der Österreichischen 
Sozialversicherungsträger 

Mag. Reinhard Ehrenreich 
Klappe 6 3 1 4 Durchwahl 

Kundmanngasse 21 
1031 Wie n 

L 

Betrifft: Krankenversicherungsschutz für Personen, 
deren Anspruch auf Arbeitslosengeld we­
gen Urlaubsabfertigung oder Urlaubsent­
schädigung ruht 

,., ., 

Unter Bezugnahme auf das do. Schreiben vom 25.4.1990, Zl. 32-

54.1 :42.05/90 U/Mm, beehrt sich das Bundesministerium für Ar­

beit und Soziales mitzuteilen, daß der Vorschlag für eine 

künftige Novelle zum Arbeitslosenversi'cherungsgesetz 1977 in 

Vormerkung genommen wurde und in die Verhandlungen mit den 

Interessenvertretungen der Arbeitnehmer und Arbeitgeber auf­

genommen wird. 

Hinsichtlich der Wahrung der Bemessungsgrundlage für Barleistun­

gen aus der Krankenversicherung wird um einen Formulierungs­

vorschlag gebeten. 

Für den Bundesminister: 

- Ehrenreich 
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J2-54.1:42.05/90 U/Mm 

An das 

Bundesministerium fUr 
Arbeit und Soziales 

Stubenring 1 
1010 Wie n 

KI.228 nw 

Betr.: Krankonversicherungsschutz fUr 
Personen, deren Anspruch auf Ar­
beitslosengeld wegen Urlaub.ab­
findung odor Urlaubsentschädi­
gung ruht 

Boi einer im Bundesrninisterium fUr Arbeit und Sozia­

les am 6. Oktober 1989 stattgefundenea Besprechung wurden 

ausführlich die Schwierigkeiten besprochen, die dann ent-

3tohen) wenn ein Arbeitsloser, dessen Anspruch auf Arbelts­

lOßc~geld wegon Urlaubsabfindung oder Urlaubsent.chädigung 

ruht und dessen Krankenvesicherungsschutz durch § 122 Abs.2 

Z.2 lit.b ASVG gewährleistet ist, in einem anderen Bundes­

land wohnt als in jenem, in dem er die letzte Beschäfti-

gung vor Eintritt der Arbeitslosigkeit ausgeübt hat. Nach 

dor gegenwärtigen Rechtslage ist in solchen FUllen die Ge­

biotskrankenkass8, die aufgrund der letzten Beschäftigung 

Urtlich zuständig war, auch fUr Versicherungsfälle, die 

durch § 122 Abs.2 Z.2 lit.b ASVG orfaßt sind, leistungszu­

ständig, und diose Kasso mUßte auch den Abgeltungsbetrag 

nach § 4)a AIVG aus den Mitteln der Arbeit.losenver.iche­

l'ung erhalten. Tat.sächlich ist die. aber undurchCUhrbar, 

weil das nach dem Wohnsitz zuständige Arbeitsamt, das be­

scheidmäßig das Ruhen des Arbeitslosengeldes gemiß i 16 Aba.l 

lit.l AIVG ausgesprochen hat, aU8 organi8.tori.chen GrUn-
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den nur Krankenscheine rür die Geb1eiskrankenkas.e de. e1,o­

ll"m, ~18o d~8 ~ach dGm Wohnsitz de. Arbei talo.on in aetraoh·t 

Itommonden Dundoalando8 aus.tellen kann; die.e Gebi.tskrankon­

kaallß orhiU t dan.n auch entgegen der I.aetalichen Voraohrift 

d~l) Abgeltungsbetrag nach § 4la AIVG. Ober da. gegonst~nd-

110!10 Problom und Ubor Milgll~hk&lt&n, dieae3 durch eine Go­

so t~Gsüllderuu3 zu lös on , \'iurdo bei der oben erwähnten Bespre­

chung ~lugeh~nd diskutiert und 08 beatand weitgehende. Ein­

,,·~;·.lehlw.ln, .lua 1.11.i.U ::li:u t t dEn- orwoi turt.m Sollutztri.tregoluug 

do~ 5 122 Abu.2 2,2 lit.b ASVG bestrebt .ein sollte, duroh 

ainu Ändoruug dc~ ArbeitaloaouversichQrun&age~et~~a Arbeit~­

lOGO ~u~L CU~ Zeiten, wihrend duren der ArbeitaloaongeldAu-

:.; pi-Heil G.;mi.iß § 16 Ab~. 1 li t.1 Al VG ruht. in die Kl"ankenver­

:Jichc;.-vrl~~ dl.l!' .\l'llei.t:Jlc:Jon el.n:.!ubQ:..i<tbou. ~ille lIolob8 LöfAunS 

uiicc o.uoll vom SystOI:1 hel' cinwundfrui, wuil " .. aiob Ja bei 

der: botx"effondou POl'tjonen, \\"onngleich Dio keine Leiatunl 

nach dem AIVG boziehon, Jedcn!~lla um ArbeitDIQ5Q 1l~ndo1t. 

Bishor ist vom Bundusminioterium rUr Arboit und So­

zialon 1'oi110 Älld\l.l'tmt: das AIVG im dArgulu1:teu Sinno in Aua­

;;1.;11 t uonornmon uorUUllo Dur Bluie terialttntwu.1°f dor 49. No­

volla ~urn ASVG outhUlt ~unr zugun~t~A dwa in Rode stebon­

den Poraonollkroisea eine Ergänzung dOD § 227 Ab •• t Z.5 ASVG, 

wodurch die Zeiton, wUhrond dur"u dar Auaprucll Aut Arboit.­

Losongeld wegon Urlaubsabfindung odor Urlaub90ntschädigung 

J'ullt. ~u Ersatzzoi ten in der Pon:siousvOL-.;dchorung erklärt 

\l\l.'den .. Diese Gaaet~wlJäcda';'u':l';; bot.rifft AOOJ;" tlur die Pen­

slonsvoraiollorung und stoht mit der aufgezeigten Probloma­

tik, die sich in der Krankenversioherung ergeben hat, in 

ltoinerlei Zusammenhaug. 

Dor Hauptverband und die Gebietakrankonkasaen sind 

nach wie vor der f.tol.nunl, da.ß eine legiatiscbe Bereiniguna 

orfordel.'lich ist und daß diese aueh auf keine be.onderon 

Schw1erigkoiten stoßen wUrde. Finanzielle Auawirkungen zu 

Laston des Bundes würden aioh nicht erieben, wenn man vor­

:::.ioht, daß die Krankenveraicberun,.beiträ,. :fUr die betreC-
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Canden Zeiten - Ubereinstimmend mit der ,.genwärtigen Be­

stimmung des § 4Ja AlVG - von der Beitragsgrundl.ge naGh 

§ 44 Abs.6 lit.b ASVG zu entrichten sind. Als Bemes.un,.­

grundlage rUr Barleistung.n aus der Krank.nv.raicherun, 

sollte allerdings die.e Beitragagrundlage nicht heren,.zo­

gen werden. 

Der Hauptverband ersucht das Bunde.ministerium fUr 
A,cce i t und Soziales; sich mit der Angelagenhei t neuerlich 

zu befassen und eine entsprechende Änderung des Arbeitslo­

senversicherungsgesetze. in die Wese zu leiten. 

Der Gene, rlltirektor: 
/.. iJ' , U \ I. , 
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§ 122 ASVG 

Für Arbeitslose, deren Anspruch auf Arbeitslosenßeld weeen 

Urlaubsabfindung oder Urlaubsentschädigunß ruht (§ 16 Abs. 1 lit.l 

AlVG), wurde durch die 115. ASVG-Novelle (BGBI.Nr.283/198ß) eine 

Erweiterung der Schutzfristregelung vorgesehen; die dreiwöchige 

Frist verlängert sich um den Zeitraum deG Ruhens des Arheits­

losepgeldes, soweit dieser Zeitraum über die Frist von drei 

Wochen hinausgeht. Zugleich wurde in dem neu einiefügten § 43a 

AlVG eine Regelung getroffen, die für die Krankenversicherungs­

träger eine Abgeltung ihres dadurch entstehenden Aufwandes aus 

den Mitteln der Arbeitslosenversicherung vorsieht. 

Die Vorgangsweise bei der Erfa~sung der in Detracht kommen­

den Zeiten durch die Arbeitsämter und die Zahlung der vorge­

sehenen Beiträge durch den Dund wurde ~n einem Erlaß des Bundes­

ministers für Arbeit und Soziales vom·ß. Juli 1988, Zl.37.003/98-

3a./88, geregelt. 

In dieser Angelegenheit ergibt sich aber nun folgendes 

Problem: Ein z.B. im'Durgenland wohnhafter Versicherter ist auf­

grund seiner Tätigkeit bei der Tiroler Gebietskrankenkasse 

pflichtversichert. Nach Auss~heiden aus dem Dienstverhältnis er­

hält er eine Urlaubsabfindung. Das zuständige Arbeitsamt - das 

ist das Arbeitsamt seines WOhnsitzes im Durgenland - spricht 

nun eln Ruhen des Arbeitslosenßeld~s ßemfiß § lG Abs.l lit.l 

~us. Aus organisatorischen Gründen kann dns Arbeitsamt diesen 

Versicherten aber nur der Durgenländischen Gebietskranken-

kasse und nicht der Tiroler Gebietskranke~kasse melden. Auch die 

Beiträge gemäß § 43a AlVG werden an die Durgenl~ndische Gebiets­

k~ankenkasse überwiesen. 

Nach den Vorschriften des ASVG (Schutzfristfälle gemäß 

§ 122 ASVG) wäre aber in diesem Fall die Tiroler Gebietskranken­

kasse leistungs zuständig. Beantragt daher der Arbeitslose bei der 

Burgenländischen. Gebietskranke~ka~se - dies wird der ,Regelfall 

sein - eine Leistung (z.D. Krankengeld), so hat die Durgen­

ländische Gebietskrankenkasse ihn an die Tiroler Gebietskranken-

, k ass e als 1 e:; ~ 't. u n c:: 5 zu;, t ä n dir; e n Ver s ich e r 11 n ß 5 t r ä p.; erz u ,v '= r w eis ~ n ; 

nur die Tiroler Gebietskrankenkasse dUrfte in solchen Fällen auch 

die Krankenscheine ausstellen. Daraus ist zu ersehen, daß ent-
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gegen der Absicht des Gesetzgehers diese Regelunß in Fällen der 

geschilderten Art'nicht versichertenfreundlich ist. Außerdem 

vird durch die Einbeziehung dieses Personenkreises in die Schutz­

fristregelung des § 122 ASVG die Dauer der von den Krankenver­

sicherungsträgern zu erbringenden Leistunßen (z.B. Krankenbe­

handlung oder Krankengeld) auf maximal 26 Wochen eingeschränkt. 

Die aufgezeigten Probleme k6nnten - wie sich hei einer 

Besprechung im IIauptverband am 11. Oktober 1988, b~i der Ver­

treter des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales, Sektion 

111, sovie einiger Gebietskrankenkassen anwesend varen, ergab -

vermutlich nur auf legistischem Wege befriedigend gel5st verden. 

lIiebei wären grundsätzlich zwei verschiedene Varianten denkbar: 

1. Für die gesamte Zeit des Bezuges von Urlaubsabfindung 

oder,Urlaubsentschädigung sollte eine Pflichtversicherung (am 

ehesten nach den Bestimmungen des AlVG über die Krankenversicherung 

der Arbeitslosen) begründet verden. Zuständig sollte der Ver­

siCherungsträger sein, in dessen Sprengel der Arbeitslose seinen 

Wohnsitz hat. Dies 'hätte für den Versicherten auch den Vorteil, 

daß sein Leistungsbezug nicht mehr - vie dies aufgrund der Schutz­

fristregelung der Fall ist - zeitlich mit 26 Wochen begrenzt 

väre. 

2. Falls diesem Vorschlag nicht nLher getreten verden 

kann, so würde sich die Möglichkeit anbieten, im § 26 Abs.1 

Z.l sovie im § '30 ASVG eine Regelung zu treffen, vonach für die 

gesamte Zeit des Bezuges einer Urlaubsnbfindung oder -entschädigung 

die Kasse leistungszustäridig ist, in deren Sprengel der Arbeits­

lose seinen Wohnsitz hat. Diese Kasse sollte auch den gemaß 

§ 43a AlVG vo~ Bund zu leistenden Beitrag (beginnend ab dem 

22. Tag der verlängerten Schutzfrist) erhalten. 

-, 
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